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ZEITGESPRACH

Gerechtigkeit der Verteilung der
Bruttobeitragslasten erhöhen, für
die der Anteil der Mitgliedstaaten
am Bruttosozialprodukt der Ge-
meinschaft den sinnvollsten Maß-
stab darstellt. Deutschland wäre
hierdurch im Jahr 1997 um einen
Beitrag von rund 700 Mill. ECU
entlastet worden.

Die Abgeordneten der CDU/
CSU im Europäischen Parlament
haben sich bereits für eine weitere
Alternative ausgesprochen. Da-
nach sollen alle Beihilfen im Agrar-
bereich von einer nationalen bezie-
hungsweise regionalen Mitfinan-
zierung abhängig gemacht wer-
den. Dies ist auch aufgrund der
Erfahrung sinnvoll, daß Gelder
sehr viel sorgfältiger ausgegeben
werden, wenn der Empfänger ei-
nen Eigenbeitrag zu leisten hat. Da
Deutschland höhere Beiträge zu
den Agrarhilfen leistet, als an die
deutschen Landwirte zurückflie-
ßen, würde eine derartige Umfi-
nanzierung den deutschen Steuer-
zahler per saldo entlasten, ohne
das die Höhe der Beihilfen gesenkt
werden müßte. Für den Fall eines
Mitfinanzierungsanteils von 25%

am gesamten Beihilfevolumen er-
rechnet die Kommission eine Ent-
lastung für Deutschland von rund
700 Mill. Euro im Jahre 1999. Auch
für die übrigen stark belasteten
Nettozahler ergeben sich Einspa-
rungen.

Vorteile aus der
EU-Mitgliedschaft

- Bei den Verhandlungen über
den deutschen Nettobeitrag wer-
den allerdings auch die Vorteile
zu berücksichtigen sein, welche
Deutschland aufgrund seiner Mit-
gliedschaft in der Europäischen
Union zufließen. Dabei spreche ich
nicht über die Friedenssicherung,
denn dieser Vorteil kommt allen
Mitgliedsländern mit der Union in
gleicher Weise zugute. Das Ex-
portland Deutschland hat jedoch
auch wirtschaftliche Vorteile aus
der Europäischen Union. Nach wie
vor haben wir eine positive Han-
delsbilanz gegenüber den ande-
ren Mitgliedsländern. Zwar wäre
Deutschland wohl auch ohne die
Europäische Union aufgrund sei-
ner Wirtschaftskraft im Export
erfolgreich, man kann jedoch fest-

stellen, daß der Export innerhalb
der Europäischen Union in den
vergangenen Jahrzehnten stärker
gewachsen ist als die Exporte
nach Drittländern. Daraus kann
man einen „Unionsbonus" errech-
nen, der sich auch in einem erhöh-
ten Steueraufkommen in Deutsch-
land niederschlägt.

Beim Stand der Verhandlungen
vor dem Regierungswechsel konn-
te man realistischerweise davon
ausgehen, daß Deutschland eine
Verminderung seines Nettobeitra-
ges in der Größenordnung von et-
wa 4 Mrd. Euro (8 Mrd. DM) erzie-
len könnte. Allerdings wurden die-
se Verhandlungen zwar hart in der
Sache, aber etwas diplomatischer
geführt als die Eingangserklärun-
gen der neuen Bundesregierung
zu diesem Thema. Im Interesse
Deutschlands und der Europäi-
schen Union ist zu hoffen, daß der
Bundesregierung in Berlin der
Spagat gelingt, einerseits die Ver-
handlungen zu einem erfolgrei-
chen Ergebnis zu führen und
gleichzeitig den deutschen Netto-
beitrag in dem angestrebten Um-
fang zurückzuführen.

Dietrich Dickertmann •

EU: Die Nettozahler- und Nettoempfänger-Positionen
auf dem Prüfstand

Im Dezember des vergangenen
Jahres legte der Wissenschaft-

liche Beirat beim Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technolo-
gie eine Stellungnahme zur „Neu-
ordnung des Finanzierungssys-
tems der Europäischen Gemein-
schaft"1 vor. Darin greift der Beirat
eine Frage auf, die seit Mitte der

siebziger Jahre unter dem Kürzel
„Zahlmeister Deutschland" mit
wechselnder Intensität diskutiert
wird und welche nunmehr ange-
sichts knapper öffentlicher Kassen
sowie wachsender Aufgaben im
Rahmen der angestrebten Ost-
erweiterung der Europäischen
Union dringend einer Antwort

bedarf. Hintergrund der Ausarbei-
tung ist die von der Bundesre-

' Vgl. dazu im einzelnen Wissenschaftlicher
Beirat beim Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie: Neuordnung des
Finanzierungssystems der Europäischen
Gemeinschaft, Stellungnahme vom 18./19.
Dezember 1998, Bonn 1998 (hektographier-
te Fassung; nachfolgend zitiert: Stellung-
nahme).
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gierung während ihrer derzeit lau-
fenden EU-Ratspräsidentschaft
angestrebte Verabschiedung der
Agenda 20002. Dazu gehört not-
wendigerweise eine tragfähige
Entscheidung über die zukünftige
Finanzierung des europäischen
Haushalts in Verbindung mit einer
„Neuen Finanziellen Vorausschau"
für den Zeitraum der Jahre 2000
bis 20063.

In seiner Stellungnahme hebt
der Wissenschaftliche Beirat zu-
nächst das Konzept der Netto-
zahler- bzw. Nettoempfänger-Po-
sitionen mit den gegenwärtig
nachweisbaren Zahlungsströmen
auf den Prüfstand. Der Beirat ent-
wickelt zudem Vorschläge für eine
Reform der zukünftigen Verteilung
der Finanzierungslasten in der
Europäischen Union. Die jeweilige
Nettoposition wird prinzipiell als
Saldo der nationalen Mittelabga-
ben aus einem EU-Mitgliedsland
an den Gemeinschaftshaushalt
und.der Mittelrückflüsse von dort
an den jeweiligen nationalen Haus-
halt definiert.

Vordergründige
Saldenbetrachtung?

Abschwächend dazu wird in der
Regel angeführt, daß eine derarti-
ge Saldenbetrachtung im Einzelfall
nicht als alleiniger Maßstab für die
aus der EU-Mitgliedschaft ableit-
baren Kosten einerseits und für die
daraus resultierenden Nutzen
andererseits angesehen werden

2 Siehe auch Europäische Kommission:
Agenda 2000 - Eine stärkere und erweiterte
Union, Beilage 5/97 zum Bulletin der Euro-
päischen Union, Luxemburg 1997.
3 Vgl. dazu im einzelnen Europäische Kom-
mission: Die Finanzierung der Europäischen
Union - Bericht der Kommission über das
Funktionieren des Eigenmittelsystems,
Brüssel 1998 (nachfolgend zitiert: Eigen-
mittelbericht); dies.: Mitteilung der Kom-
mission an den Rat und das Europäische
Parlament über die Erstellung- einer Neuen
Finanziellen Vorausschau für den Zeitraum
2000 - 2006, Korn (98)164 vom 18. März
1998.

78

könne. Eine solch vordergründige
Rechnung erfasse nur Teilleistun-
gen aus der Mitgliedschaft im
europäischen Klub; die dadurch
geschaffenen „Vorteile eines gro-
ßen, einheitlichen Wirtschafts-
raumes mit den Wohlfahrtseffekten
einer intensiveren, internationalen
Arbeitsteilung"4 würden demge-
genüber vernachlässigt. Die rech-
nerisch nachweisbaren (harten)
Fakten der Zahlungsströme wären
also um monetär nicht unmittelbar
bewertbare (weiche) Sachverhalte
zu ergänzen. Derartige Effekte der
Union wirken sich letztlich auf die
Entwicklung des jeweiligen natio-
nalen Bruttoinlandsprodukts aus,
das als ein maßgeblicher Indikator
für die Wirtschaftskraft einer
Volkswirtschaft angesehen wird.
Mittelbar resultieren daraus Rück-
wirkungen auf die Beitragsleistun-
gen in den nachfolgenden Jahren.

Die Ausgaben des EU-Haus-
halts gründen im übrigen auf den
der Europäischen Union durch
Gemeinschaftsbeschluß übertra-
genen Aufgaben gemäß Art. 2 und
Art. 3 Abs. 1 EG-Vertrag5. Der Bei-
rat spricht in diesem Zusammen-
hang von der Bereitstellung öffent-
lichen Güter, ohne diese jedoch im
einzelnen zu legitimieren. Hierbei
handelt es sich um eine "Grund-
satzfrage, die in allokations- und
verteilungs- wie auch in beschäfti-
gungspolitischer Hinsicht nach wie
vor umstritten ist. Eine erste Hilfe-
stellung zur Abgrenzung scheint
dazu der viel zitierte Art. 5 EG-Ver-
trag durch die Kennzeichnung des

4 Deutsche Bundesbank: Die Finanzbezie-
hungen der Bundesrepublik Deutschland zu
den Europäischen Gemeinschaften seit dem
Jahr 1988, in: Monatsbericht, Nr. 11/19993,
S. 64.
5 Konsolidierte Fassung mit den Änderun-
gen durch den Vertrag von Amsterdam vom
2.10.1997 (CONF/ 4005/97 ADD 2); siehe zur
Aufgabengestaltung zusätzlich auch Euro-
päische Kommission: Mitteilungen der Kom-
mission - Leistungen der Daseinsvorsorge in
Europa, Luxemburg 1996.

Subsidiaritätsprinzips unter Einbe-
ziehung des an gleicher Stelle ver-
ankerten Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit liefern zu können.

Demnach sind - in Adaption der
ökonomischen Theorie des Föde-
ralismus - diejenigen Aufgaben auf
der EU-Ebene anzusiedeln, wel-
che auf der darunterliegenden
nationalen Ebene nicht effizient
erfüllt werden können. Damit ist
eine endgültige Abklärung der
Zuordnung von Aufgaben und
Ausgaben aber noch nicht gege-
ben, wie das beispielsweise die
kontrovers angelegten Beurteilun-
gen von politischen Bemühungen
um eine „Sozialunion" oder um
einen „Europäischen Beschäfti-
gungspakt", belegen. Die insoweit
abstrakten Vorgaben sind folglich
anhand des im EG-Vertrag veran-
kerten Aufgabenspektrums und an
den tatsächlichen Ausgaben des
EU-Haushalts zu konkretisieren.
Dementsprechend sind die dies-
bezüglichen Statuten des Ver-
tragswerkes zu präzisieren und zu
modifizieren.

Von Bedeutung ist in diesem
Zusammenhang zudem der bisher
wenig beachtete Art. 3 Abs. 2 EG-
Vertrag, wonach „bei allen ... ge-
nannten Tätigkeiten die Gemein-
schaft darauf hinwirkt, Ungleich-
heiten zu beseitigen". Die EU-
Kommission verweist dazu ergän-
zend auf den „mittlerweile zum
Acquis communautaire gehören-
den Grundsatz, der besagt, daß
über die Ausgabenseite des Haus-
haltsplans Solidarität praktiziert
und durch Investitionen effektive
Konvergenz angestrebt wird"6.

Kennzeichnung der
Ausgangslage

Die vorstehend erwähnte Saldo-
rechnung wird konkret von der

6 Eigenmittelbericht, S. i.
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Ausgaben- und von der Einnah-
menseite des EU-Haushalts deter-
miniert. Dabei spielt das Volumen
des Budgets eines jeden Jahres
ebenso eine Rolle wie dessen
jeweilige strukturelle Zusammen-
setzung. Der Wissenschaftliche
Beirat präsentiert dazu in seiner
Stellungnahme eine Fülle von
Detailangaben in zweckmäßiger
und gut nachvollziehbarer Form.
Für die Kennzeichnung der Aus-
gangslage sei hier auf folgende
Zahlen verwiesen: Nach Angaben
der EU-Kommission war Deutsch-
land im Jahr 1997 mit rund 10,9
Mrd. ECU (gleich 21,7 Mrd. DM)
größter Nettozahler der Gemein-
schaft. Umgerechnet ist das ein
Betrag von 263 DM je Einwohner.
Bei dieser Belastung wird
Deutschland nur noch von den
Niederlanden mit 289 DM je Ein-
wohner übertroffen, wobei die
absolute Belastung mit rund 2,3
Mrd. ECU dort jedoch deutlich
niedriger ausfällt. Nachfolgend
sind einige ergänzende Anmerkun-
gen zunächst zu den Ansätzen bei
den Ausgaben und dann bei den
Einnahmen vorzutragen.

Die Gestaltung der Ausgaben ist
dahingehend zu prüfen, ob sie ins-
gesamt den funktionalen Anforde-
rungen entspricht, welche aus
allokativer Sicht erfüllt werden sol-
len. Eine Analyse der Ausgaben im
einzelnen läßt mitunter den Ein-
druck entstehen, daß Wirtschaft-
lichkeitserwägungen hinter vertei-
lungspolitischen Zielsetzungen zu-
rückbleiben. Das gilt in besonde-
rem Maße für die Agrarausgaben,
die mit einem Anteil von rund 50%
am gesamten EU-Haushalt den
größten Ausgabenblock bilden. Zu
fragen ist beispielsweise jenseits
einer für notwendig erachteten
Reform der europäischen Agrar-
politik, ob die Agrarproduktion der
Europäischen Union zukünftig
nicht stärker an den jeweils gün-

stigsten produktionstechnischen
Voraussetzungen ausgerichtet
werden kann.

Einbeziehung von
Nebenhaushalten

Überdies ist zu untersuchen, ob
bei der Bestimmung des Aus-
gabenvolumens die von der Euro-
päischen Union eingerichteten
Nebenhaushalte in hinreichender
Weise berücksichtigt worden sind.
Der Wissenschaftliche Beirat ver-
weist in diesem Zusammenhang
auf die Leistungen der Europä-
ischen Investitionsbank, ohne
diesbezügliche Zahlen in seine
Berechnungen einzubinden. Dar-
über hinaus ist beispielgebend
auch an den sogenannten Funk-
tionenhaushalt der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl
oder an den Europäischen Ent-
wicklungsfonds zu denken. Da
eine Vernachlässigung der Neben-
haushalte zwangsläufig eine ent-
sprechende Verzerrung der ermit-
telten Saldenergebnisse zur Folge
hat, ist eine Konvention über die
Einbeziehung von Nebenhaus-
halten in die Berechnung erforder-
lich.

Eine derartige Vereinbarung
wird allerdings durch den Umstand
erschwert, daß die Ausgaben mit
Blick auf das Saldenkonzept für
den EU-Haushalt wie für zu be-
nennende Nebenhaushalte nach
den Ausgabearten zu' differenzie-
ren sind: Zuschüsse bzw. Zuwei-
sungen entfalten als Zahlungen ä
fonds perdü grundsätzlich eine
andere Wirkung als Darlehen.
Letztere werden üblicherweise nur
mit zugehörigen Verpflichtungen
zur Schuldendienstleistung seitens
der Zahlungsempfänger gewährt.
Diese Leistungsart ist beispiels-
weise für die Europäische Investi-
tionsbank bestimmend; aber auch
über den EU-Haushalt werden ent-
sprechende Mittel im Rahmen

einer beachtenswerten Schulden-
und Darlehenstätigkeit bereitge-
stellt7. Dem Zahlungsempfänger
können insoweit nur die mit der
Kreditgewährung einhergehenden
subventionswerten Vorteile zuge-
rechnet werden8. Dafür sind dem-
zufolge vereinfachende Berech-
nungsregelungen zu vereinbaren,
zumal für den EU-Haushalt beab-
sichtigt wird, zukünftig in einem
erhöhten Umfang zinsgünstige
Darlehen statt Zuschüssen bereit-
zustellen.

Einnahmequellen

Bezüglich der Einnahmen ist
vorauszuschicken, daß diese-von
vergleichsweise unbedeutenden
Ausnahmen abgesehen - einer
Deckelung unterliegen. Das maxi-
male Einnahmevolumen ist derzeit
auf 1,27% des Bruttosozialpro-
dukts (BSP) in der Europäischen
Union begrenzt; dieser Spielraum
wird gegenwärtig zu 1,07% ausge-
nutzt. Genereller Ausgangspunkt
für die Einnahmen ist die Vorgabe,
daß die Beitragsgestaltung offen-
bar nicht an weiterführenden Aus-
gleichszielen ausgerichtet sein
soll. Die Wirklichkeit weicht davon
jedoch in Teilbereichen ab: Neben
dem Zahlungsrabatt zugunsten
von Großbritannien wurden dies-
bezügliche Ausnahmen auch für
Griechenland, Irland, Portugal und
Spanien konzediert.

Der EU-Haushalt wird aus drei
Einnahmequellen gespeist, mit
denen rund 99% der Gesamt-

7 Siehe dazu Europäische Kommission: Fi-
nanzbericht 1997, Luxemburg 1998, S. 60 ff.
und S. 99 ff.
8 Vgl. D. D i c k e r t m a n n , S. Ge lbhaa r :
Die Europäische Investitionsbank - Öffent-
liche Kreditwirtschaft im Schatten des
Europäischen Haushalts, Arbeitspapier 51
der Studienschwerpunkte Finanzwissen-
schaft, Betriebswirtschaftliche Steuerlehre,
Wirtschaftsprüfung und Controlling im
Fachbereich IV der Universität Trier, Trier
1998, S. 42 ff.
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einnahmen abgedeckt werden9.
Die Zölle und Agrarabschöpfungen
sind - nach Abzug einer zehnpro-
zentigen Bearbeitungsprovision
zugunsten der jeweils erhebenden
nationalen Behörden - dem EU-
Haushalt originär zugewiesen und
gewinnen so den Charakter tat-
sächlicher Eigenmittel. Ob der
genannte Ausgleich für örtlich
anfallende Kosten als Anreiz aus-
reicht, die zugehörigen Einnahmen
mit der gebotenen Konsequenz
bei den Abgabepflichtigen zu er-
heben, hat der Europäische Rech-
nungshof jüngst in Frage gestellt.

Eine derartige Zuordnung der
Mittel gründet im übrigen auf der
Erkenntnis, daß dabei einerseits
eine regionale Aufkommenskon-
zentration des Zahlungseingangs
zu registrieren ist, während die
Belastungsinzidenz andererseits
räumlich diffus verteilt ist (soge-
nannter Rotterdam-Antwerpen-
Effekt). Demgemäß geht der Wis-
senschaftliche Beirat davon aus,
daß diese Einnahmen aus der
Nettorechnung herauszunehmen
sind. Diese Überlegung hat weiter^
gehende Konsequenzen - unter
anderem bei der Zuweisung von
staatlichen Einnahmen aus der
Geldversorgung der Gemein-
schaft, wie unten noch darzulegen
ist.

Mehrwertsteuer-
und BSP-Eigenmittel

Überdies werden von den natio-
nalen Haushalten sogenann-
te Mehrwertsteuer(MWSt)-Eigen-
mittel unter Verwendung einer har-
monisierten Bemessungsgrund-
lage und unter Ansatz von fallen-
den Prozentsätzen (bis zum Jahr

9 Für den EU-Haushalt ist eine Schulden-
finanzierung gemäß Art. 269 EG-Vertrag
generell ausgeschlossen. Abweichend von
dieser Grundregel basiert jedoch - wie
bereits erwähnt - eine umfangreiche Dar-
lehenstätigkeit der Europäischen Union auf
Anleiheemissionen.

1999) abgeführt. Die zugehörige
Beschlußlage basiert auf der
Erkenntnis, daß diese Art der
Eigenmittelausstattung mit einer
regressiven Verteilungswirkung
verbunden ist und deswegen zu-
künftig zurückzuführen sein wird.
Dieser Beurteilung schließt sich
der Wissenschaftliche Beirat an,
wobei ergänzend darauf hinzuwei-
sen ist, daß auch für diesen Fall
eine Anwendung der Gesetzes-
normen bei der Durchsetzung der
Umsatzbesteuerung nicht durch-
gängig praktiziert wird. Dies kriti-
siert wiederum der Europäische
Rechnungshof dahingehend, daß
dem EU-Haushalt entsprechende
Mittel in beträchtlicher Höhe vor-
enthalten werden, was die vorge-
tragene Nettorechnung natur-
gemäß verzerrt.

Wird der Rückführung der
MWSt-Eigenmittel in der erwähn-
ten Absicht zukünftig entsprochen,
dann erfährt zwangsläufig die Ab-
führung der sogenannte Brutto-
sozialprodukt (BSP)-Eigenmittel
eine entsprechende Aufwertung.
Mit dem Bruttosozialprodukt als
Bemessungsgrundlage für die
Mittelzuweisung - so die Ziel-
setzung - wird eine Anbindung an
die Wirtschaftskraft der einzelnen
EU-Mitgliedsländer gesucht. Zur
Sicherung einer derartigen Rege-
lung ist es allerdings erforderlich,
die dafür notwendigen statisti-
schen Erhebungen mit einer
gleichbleibenden und einheitlichen
Anwendung umzusetzen. Zu fra-
gen ist überdies, wie die unter-
schiedlichen Einstellungen und
Reaktionen hinsichtlich der vor Ort
anzutreffenden Schattenwirtschaft
seitens der zuständigen Regie-
rungsstellen in den einzelnen Mit-
gliedsländern zu bewerten sind.
Diesbezügliche Divergenzen ha-

ben entsprechende Belastungs-
unterschiede zur Folge.

Eine hier unter Umständen zu
beklagende Tendenz, das eigene,
nationale Bruttosozialprodukt zur
Minderung der Abführungslast an
BSP-Eigenmitteln herunterzurech-
nen, steht im Zielkonflikt mit den
Bestimmungen zur Haushalts-
disziplin gemäß Art. 104 Abs. 2
EG-Vertrag in Verbindung mit dem
Stabilitäts- und Wachstumspakt10.
Danach darf im Grenzfall - bei
ansonsten ausgeglichen zu gestal-
tenden nationalen Haushalts-
plänen - die Nettoneuver-
schuldung nicht mehr als 3% und
der Schuldenstand nicht mehr als
60% des Bruttoinlandsprodukts
ausmachen. Um diese Grenzen
nicht zu überschreiten, kommt es
insoweit darauf an, das Sozial-
produkt hochzurechnen (Scheren-
wirkung)11. Der statistische Gestal-
tungsspielraum hinsichtlich der
diesbezüglichen Angaben wird
sich im Regelfall auf die genannte
3%-Marge konzentrieren.

„Monetäre" Eigenmittel?

Ergänzend dazu wäre mit Blick
auf die zukünftige Finanzierung
des EU-Haushalts - worauf der
Wissenschaftliche Beirat jedoch
nicht eingeht - zu prüfen, wie mit
dem sogenannten Münzgewinn
aus dem Münzregal und mit dem
Gewinn der Europäischen Zentral-
bank (EZB) zu verfahren ist. Ge-
genwärtig verfügen die Mitglied-
staaten des „Eurosystems" gemäß
Art. 106 Abs. 2 EG-Vertrag unter
Wahrung eines Genehmigungsvor-
behalts seitens der Europäischen

10 Vgl. Entschließung des Rates über den
Stabilitäts- und Wachstumspakt vom 17.
Juni 1997, ABI. Nr. C 236 vom 2.8.1997, S. 1.

11 Entsprechende (offizielle) Ansätze dafür
sind bereits aufzuzeigen: So werden „Ele-
mente der Schattenwirtschaft" in die Be-
rechnung des Bruttoinlandsprodukts an die-
ser Stelle einbezogen; zudem sollen die
Regeln zur Ermittlung des Wertschöpfungs-
beitrags von Finanzdienstleistungen dahin-
gehend geändert werden, daß sich die jewei-
ligen Beträge des Bruttoinlandsprodukts
deutlich erhöhen.
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Zentralbank über das Recht zur
Ausgabe von Euro-Münzen. Zu-
dem werden die Gewinnausschüt-
tungen der Bank auf der Grund-
lage von Art. 107 Abs. 4 EG-Ver-
trag in Verbindung mit deren Sat-
zung12 über die beteiligten Noten-
banken an die nationalen Haushal-
te transferiert.

Zwar sind derzeit (noch) nicht
alle EU-Mitgliedsländer zugleich
auch Teilnehmer am „Eurosys-
tem"; aber eine diesbezügliche
Änderung der vertraglichen Be-
stimmungen zu gegebener Zeit ist
vorstellbar, wenn eine entspre-
chende Identität in der Mitglied-
schaft hergestellt sein wird. Bei
einer solchen Konstellation bietet
es sich an, die genannten Ein-
nahmen an den EU-Haushalt zu
überweisen - in Analogie zu den
dafür maßgeblichen Vorgaben des
deutschen Münzgesetzes und des
Bundesbankgesetzes. Da die
Währungshoheit durch die Einrich-
tung eines Europäischen Systems
der Zentralbanken (ESZB) von der
nationalen auf die europäische
Ebene übertragen wurde, ist es
nur konsequent, auch die Ertrags-
hoheit aus der Münzprägung und
den Gewinn der Europäischen
Zentralbank dem EU-Haushalt zu
überlassen. Zudem ist die Last-
verteilung des Zentralbankge-
winns von ähnlich diffuser Wirkung
wie diejenige bei den Zöllen.

Anzumerken ist, daß es sich bei
einer solchen Änderung „monetä-
rer" Einkünfte insoweit um zusätz-
liche Einnahmen des EU-Haus-
halts handelt, denen zwangsläufig
entsprechende Mindereinnahmen
auf der jeweiligen nationalen
Ebene gegenüberstehen. Wird die
Gesamtdeckelung der Einnahmen

12 Vgl. Art. 32 und Art. 33.1 b) des Protokolls
(Nr. 3) über die Satzung des Europäischen
Systems der Zentralbanken und der Euro-
päischen Zentralbank zum Vertrag über die
Europäische Union vom 7. Februar 1992,
BGBI. II, S. 1253.

beibehalten und dabei eine gleiche
Auslastung wie zuvor unterstellt,
sind allerdings auch geringere
Eigenmitteln.an den EU-Haushalt
abzuführen. Das entlastet dann
anteilig die nationalen Haushalte.
Ein solches Vorhaben kann jedoch
nur als Element eines umfassen-
des Reformkonzeptes bezüglich
der Finanzierung des europäi-
schen Haushalts gelten.

Wirkungen auf die
nationalen Budgets

Dazu ist generell zu prüfen, ob
die vom EU-Haushalt ausgehen-
den Verteilungswirkungen vor-
nehmlich über die Einnahmenseite
und/oder über die Ausgabenseite
erreicht werden sollen. Die EU-
Kommission tendiert - wie oben
berichtet - hinsichtlich dieser
Grundsatzentscheidung offenbar
dazu, die Einnahmenseite gleich-
sam „neutral" zu gestalten und die
Wirkungskomponenten auf die
Ausgabenseite des Budgets zu
konzentrieren. Damit soll einerseits
erreicht werden; daß die Inter-
essengegensätze zwischen den
EU-Mitgliedstaaten prinzipiell auf
nur eine Etatseite beschränkt blei-
ben und dort ausgetragen werden.
Im Sinne einer besseren Trans-
parenz hinsichtlich der Sachlage
auf der EU-Ebene scheint diese
Vorstellung zweckmäßig zu sein.

Zu beachten ist aus nationaler
Sicht dabei jedoch zweierlei:
Belastungen oder Vergünstigun-
gen auf der Einnahmenseite wir-
ken sich direkt auf die nationalen
Budgets aus. Demgegenüber wer-
den entsprechende Maßnahmen
auf der Ausgabenseite des natio-
nalen Haushalts allenfalls mittelbar
spürbar. Die aus dieser Konstel-
lation ableitbaren Konflikte, die
sich aufgrund unterschiedlicher
Freiheitsgrade bei der Mittel-
disposition ergeben, sind im ein-
zelnen an anderer Stelle zu disku-

tieren. Die Vorgehensweise der
EU-Kommission setzt jedenfalls
Entscheidung darüber voraus, daß
für die Einnahmenerhebung ein
„neutrales" Kriterium zur Bemes-
sung der nationalen Wirtschafts-
kraft gefunden wird - ausgedrückt
beispielsweise durch die Indika-
toren „Bruttoinlandsprodukt" oder
„Bruttoinlandsprodukt pro Ein-
wohner". Der Wissenschaftliche
Beirat präferiert hier eine Finan-
zierung nach dem angestrebten
Zweck auf der Grundlage des
„Prinzips der regionalen Äquiva-
lenz", wodurch eine Umverteilung
zwischen den EU-Mitgliedsländern
in starkem Maße begrenzt werden
soll13.

Für die Ausgabenseite müßte
eine einvernehmliche Verständi-
gung über die Auswahl entspre-
chender Leistungs- und Versor-
gungsindikatoren (Strom- und Be-
standsgrößen) herbeigeführt wer-
den, mit denen die Notwendigkeit
und das jeweilige Ausmaß einer
Einbeziehung von Korrekturmaß-
nahmen zugunsten einzelner Mit-
gliedsländer in die Ausgabenpolitik
des EU-Haushalts begründet wer-
den kann. Über solche grundle-
genden Vereinbarungen hinaus
sind Entscheidungen über die
Methoden der Erfassung, Mes-
sung und Kontrolle zugehöriger
Daten und Angaben geboten.
Denn eine Verständigung auf eine
europäische Nachweis- und Be-
triebskultur bei statistischen Erhe-
bungen und bei der Überwachung
von umgesetzten Maßnahmen
muß dabei vorausgesetzt werden.

Die dazu bisher schon einge-
brachte zweckdienliche Arbeit des
Statistischen Amts der Europäi-
schen Gemeinschaften (Eurostat)
wird damit keineswegs in Frage
gestellt - das Gegenteil ist der Fall:
Diesbezügliche Bemühungen sind

13 Vgl. Stellungnahme, S. 16 ff. (Ziffern 24 bis
26) und S. 25 (Ziffer 37).
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zu verstärken, wenn nach wie vor
bestehende Unterschiede in der
Aufnahme maßgeblicher Sachver-
halts für die Berechnungen ver-
mieden werden sollen, die bisher
erhebliche politische Divergenzen
bei der Beurteilung des jeweiligen
nationalen und europäischen Fi-
nanzgebarens zur Folge haben.

Reformvorschläge der
Kommission

Für die erforderlichen Verände-
rungen der EU-Finanzen und der
Saldenmechanik werden nun un-
terschiedliche Reformvorschläge
erörtert. Die EU-Kommission prüft
vier Lösungsansätze, welche der
Wissenschaftliche Beirat bei sei-
nen Überlegungen zwar berück-
sichtigt, ohne sie jedoch alle im
Detail durchzurechnen: Beim Sub-
stitutionsmodell geht es vornehm-
lich - wie oben bereits angedeutet
- um die Abschaffung oder doch
zumindest um die Verringerung
des britischen Rabatts und um
den Ersatz der MWSt-Eigenmittel
durch die BSP-Eigenmittel. Betrof-
fen ist hiervon allein die Einnah-
menseite des EU-Budgets; die
durch die bestehenden Finanzie-
rungsregelungen hervorgerufenen
Verteilungswirkungen würden in-
soweit aufgelöst.

Das Kofinanzierungsmodell ba-
siert auf der Vorstellung, daß der
bisher gegebene hohe agrarpoliti-
sche Anteil am EU-Ausgaben-
volumen zurückgenommen wird.
Demnach würden die Vorausset-
zungen für die Art und den Um-
fang von entsprechenden Unter-
stützungsmaßnahmen wie zuvor
auf der EU-Ebene festgelegt, wäh-
rend deren Finanzierung aufgrund
einer Renationalisierung von Aus-
gaben zumindest teilweise (zum
Beispiel mit einem Anteil von 25%)
von den jeweiligen nationalen
Haushalten zu tragen wäre. Da-
durch würden diejenigen Länder

stärker belastet, welche - wie
Frankreich - bisher besonders
hohe Agrarhilfen erhalten haben,
während andere Länder - wie
Deutschland - entlastet werden,
welche daraus vergleichsweise
wenig Nutzen ziehen können.

Beim Kappungsmodell dient die
Nettozahlerposition selbst als Aus-
gangspunkt einer Korrekturrech-
nung. Der ursprünglich ermittelte
Nettosaldo wird hierbei auf einen
„zumutbaren" Betrag begrenzt. Ab
einer Belastungsgrenze in Höhe
von beispielsweise 0,3 oder 0,4%
des Bruttoinlandsprodukts würde
eine darüber hinausgehende Be-
lastung eines einzelnen EU-Mit-
gliedslandes um einen bestimmten
Prozentsatz (beispielsweise um
66%) gekappt. Der danach ver-
bleibende Finanzierungsrest ist
danach auf die anderen Mitglieds-
länder nach einem gesonderten
Schlüssel zu verteilen.

Spanien (unterstützt von Grie-
chenland und Portugal) präferiert
das Progressionsmodell, wonach
sich die Solidarität der Euro-
päischen Union auf der Einnah-
menseite des EU-Haushalts spie-
gelt. Demgemäß sollen die BSP-
Eigenmittel einer progressiv ange-
legten Lastenverteilung unterlie-
gen. Dieses Modell wird im Eigen-
mittelbericht der EU-Kommission
ebenso abgelehnt wie in der
Stellungnahme des Wissenschaft-
lichen Beirats.

Einbeziehung der
Stimmengewichte

Der Beirat bezieht einen Teil die-
ser Reformvorstellungen in sein
Lösungskonzept mit ein. Unter der
Voraussetzung einer generellen
Effizienzverbesserung beim Ein-
satz und bei der Bewirtschaftung
der EU-Mittel geht es ihm um eine
Stärkung der BSP-Eigenmittel und
um die Einbeziehung der Ko-
finanzierung (Selbstbeteiligung).

Ergänzend dazu führt er ein
Element in das zukünftige Finan-
zierungskonzept ein, das sich kri-
tisch mit der gegenwärtig prakti-
zierten Stimmenverteilung im EU-
Ministerrat auseinandersetzt und
deswegen dafür einen Änderungs-
bedarf konstatiert.

Der Beirat geht von dem Tat-
bestand aus, daß die Stimmen-
gewichte im Ministerrat nicht nach
den Bevölkerungsrelationen inner-
halb der Europäischen Union ver-
teilt sind - mit der Folge, daß die
„großen" Länder gegenüber den
„kleinen Ländern" unterrepräsen-
tiert sind. Um die dadurch entste-
henden Verzerrungen bei den
Haushaltsentscheidungen zu kor-
rigieren, plädiert der Beirat dafür,
daß neben dem Bruttosozialpro-
dukt auch die Stimmenanteile im
Ministerrat (nicht jedoch die Be-
völkerungsanteile) in eine entspre-
chende Schlüsselrechnung einbe-
zogen werden. Er schlägt für sein
Stimmenmodell eine Gewichtung
von 80 zu 20 vor14.

Eine derartige Schlüsselgröße
ist, worauf der Beirat allerdings
nicht rekurriert, dem EG-Vertrags-
werk an anderer Stelle durchaus
geläufig - wenngleich mit einem
anderen Akzent. So werden die
Anteile der nationalen Zentral-
banken am Kapital (und an den
übertragenen Währungsreserven)
der Europäischen Zentralbank
nach der Summe von zwei Pro-
zentsätzen bestimmt - nämlich zu
„50% des Anteils des jeweiligen
Mitgliedstaats an der Bevölke-
rung der Gemeinschaft im vorletz-
ten Jahr vor der Errichtung des
ESZB" und zu „50% des Anteils
des jeweiligen Mitgliedstaats am
Bruttoinlandsprodukt der Gemein-
schaft zu Marktpreisen in den fünf

"Siehe dazu auch C. B. B l a n k a r t : EU-
Beiträge stärker an die Stimmengewichte
im Rat binden, in: Handelsblatt, Nr. 13/
20.1.1999, S. 2.
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Jahren vor dem vorletzten Jahr vor
der Errichtung des ESZB"15. Für
diese Relation gibt es eine Anpas-
sungsklausel nach einem Zeitraum
von jeweils fünf Jahren, um einer
Veränderung der Datenlage im
Laufe der Zeit gerecht zu werden.

Mittelbar wird durch eine solche
Rechnung hier wie dort die bisher
gefundene Aufteilung der Stim-
menverhältnisse für den EU-Minis-
terrat in Frage gestellt bzw. modifi-
ziert. Die Rationalität derartig
unterschiedlich angelegter Schlüs-
selsysteme im gleichen Kontext
müßte vor einer Realisierung des
Beiratsvorschlags noch ergründet
werden. Zudem bleibt zu fragen,
ob es unter diesen Umständen
nicht besser wäre, von vornherein
nach neuen Schlüsseln für die
Stimmenverteilung in den europäi-
schen Entscheidungsgremien zu
suchen. Eine solche Lösung wird -
ein Fortschreiten der Europä-
ischen Union vorausgesetzt - auch
für das Europäische Parlament zu
prüfen sein.

Zu berücksichtigen ist bei alle-
dem, daß die Neudefinition der
Zahler- und Empfängerpositionen
für den EU-Haushalt finanzwirt-
schaftlich und politisch brisante
Anforderungen an die Entschei-
dungsträger stellt, welche unter
dem Zeitdruck einer einzigen
Ratspräsidentschaft nur schwer zu
erfüllen sein werden, zumal dann
nicht, wenn diese mit rigorosen

15 Vgl. dazu Art. 29 und Art. 30 des Protokolls
über die Satzung des Europäischen Systems
der Zentralbanken und der Europäischen
Zentralbank i. V. m. Art. 107 Abs. 4 EG-
Vertrag. Im übrigen wird nach diesem
Schlüssel derzeit auch die bereits erwähnte
Gewinnverteilung der EZB vorgenommen.
Da unter dem Euro-Statut die Deutsche Bun-
desbank (als Kapitaleignerin) für Deutsch-
land anteilig einen vergleichbar kleineren
Gewinn erhalten wird als sie ceteris paribus
selbst unter dem DM-Statut erzielen würde,
könnte diese Gewinnminderung bei der
Weiterleitung der Ausschüttung an den Bun-
deshaushalt zumindest teilweise und mittel-
bar zugunsten des Bundes vermieden wer-
den, wenn der oben bereits vorgetragenen
Überlegung gefolgt wird, den EZB-Gewinn
direkt dem EU-Haushalt zuzuführen.

politischen Forderungen gegen-
über den Vertragspartnern gar-
niert wird. Festzustellen bleibt, daß
politische Kompromißlösungen
unumgänglich sein werden, um
Fortschritte in dieser zentralen
finanzwirtschaftlichen Frage zu
erzielen.

Suche nach „fairer"
Lastenverteilung

Da es eine „Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse" in der europäi-
schen Union - eine darauf bezoge-
ne Ausrichtung des EU-Haushalts
wird vom Beirat ausdrücklich ab-
gelehnt16 - naturgemäß nicht gibt
und in absehbarer Zeit auch nicht
geben wird, dient der EU-Haushalt
diesem Zweck einer Angleichung
jedoch in dem oben zitierten
Sinne. Die derzeitige Saldenbe-
trachtung bzw. die dazu vorgetra-
genen Reformvorschläge bringen
insofern einen bisher nicht ausdis-
kutierten und deswegen weitge-
hend ungeregelt gebliebenen Ver-
teilungskonflikt auf der EU-Ebene
jenseits aller allokationspolitischen
Aufgaben auf den „Punkt". Eine
Verständigung über einen europäi-
schen Finanzausgleich im politi-
schen Raum wird insofern kaum
zu umgehen sein17.

Es ist jedenfalls widersinnig,
erwarten zu wollen, daß jedes ein-
zelne Mitgliedsland soviel aus der
europäischen Kasse herausholen
kann wie es dort einzahlt - ganz
abgesehen davon, daß für die Ver-
waltung der europäischen Union
beispielsweise im Jahr 1997 ein

16 Vgl. Stellungnahme, S. 31 (Ziffer 48).
17 Siehe dazu u. a. F. W a l t h e s : Euro-
päischer Finanzausgleich, Berlin 1996;
M. K ra f f : Der Finanzausgleich in der
Europäischen Union - Theorie, Praxis und
Perspektiven, Bonn 1997; A. O b e r h a u s e r
(Hrsg.): Fiskalföderalismus in Europa, Berlin
1997; sowie R. C a e s a r : Wirtschafts-
und Währungsunion und innereuropäi-
scher Finanzausgleich, in: R. Caesa r ,
H.-E. S c h a r r e r (Hrsg.): Die Europäische
Wirtschafts- und Währungsunion - Regio-
nale und globale Herausforderungen, Bonn
1998, S. 124 ff.

Betrag von rund 4,3 Mrd. ECU
oder ein Anteil von rund 5,2% der
Gesamtausgaben des EU-Haus-
halts verbraucht worden ist. Des-
wegen geht es bei dieser Frage für
die einzelnen Mitgliedsländer um
die jeweiligen Leistungsrelationen
innerhalb des Gesamtgefüges.
Dieses wird zum einen durch die
Gestaltung der Einnahmenkompe-
tenzen und zum anderen durch die
Festlegung des Ausgabenansätze
der jährlichen EU-Haushalte deter-
miniert.

Was letztlich als eine „faire
Lastenverteilung" zu verstehen ist
und von den nationalen Haus-
halten zu tragen sein wird, darf mit
Spannung erwartet werden. Zu
hoffen bleibt, daß dabei eine ver-
gleichsweise einfache, vom Bürger
noch zu überschauende Lösung
zustande kommt. Das mindert
nicht nur das diesbezügliche Kon-
fliktpotential zwischen den EU-
Mitgliedsländern, sondern ist auch
für die Akzeptanz der Europäi-
schen Union seitens der Bevölke-
rung dringend geboten, wenn bei-
spielsweise an die erwähnten Be-
lastungen wegen der angestrebten
Osterweiterung gedacht wird18. Ob
die politischen Entscheidungs-
träger jedoch in der Lage sind,
einem solchen Anspruch zu genü-
gen, kann mit Blick auf die „euro-
päischen Verhältnisse" gegenwär-
tig bezweifelt werden. Die Beteili-
gung der Bürger bei der am 13.
Juni anstehenden Wahl zum Euro-
päischen Parlament wird für deren
Befinden einen ersten Anhalts-
punkt liefern.

18 Der Vorschlag von W. M a e n n i g : Wer
zum Klub der Europäer gehören will, soll
Eintritt zahlen, in: Handelsblatt, Nr. 75
/18./19.4.1997, S. 2, die Beitrittsländer -
ähnlich wie bei einem Golf- oder Tennisklub
- für institutionelle Vorleistungen mit einem
Eintrittsgeld zu belasten oder die Zugangs-
berechtigung meistbietend zu versteigern,
mag durch theoretischen Charme überzeu-
gen, ist aber politisch nicht durchsetzbar,
wenn von einem kleinen Beitrag mit Sym-
bolcharakter einmal abgesehen wird.
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